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VII 

Geleitwort 

Die Widerrufbarkeit bestimmter vertragsbegründender Willenserklärungen 
ist eine der großen Errungenschaften des Verbraucherschutzes. Sie räumt 
der strukturell unterlegenen Vertragspartei Bedenkzeit auch noch nach Ab-
schluss eines Vertrages sowie das Recht ein, sich ohne Angabe von Grün-
den, also auch bei bloßer Vertragsreue, wieder von der eigenen Vertragser-
klärung zu lösen. Im Versicherungsrecht wurde die Entwicklung hin zu ei-
nem allgemeinen Widerrufsrecht vor über 20 Jahren durch Rechtsakte der 
Europäischen Union zu Lebensversicherungsverträgen eingeleitet. Deren 
Sonderrolle besteht zwar nach wie vor, wie die spezielle Regelung des Wi-
derrufsrechts in § 152 VVG zeigt. Das Vertragslösungsrecht wurde jedoch 
schrittweise, zuletzt durch die VVG-Reform 2008 für alle Versicherungs-
verträge, ausgenommen vier bestimmte Vertragskonstellationen, grundle-
gend neu gestaltet, insbesondere vereinheitlicht, ausdifferenziert und zu ei-
nem Rechtsinstitut von erheblicher praktischer Relevanz fortentwickelt. Es 
gilt nicht mehr nur für Verbraucherverträge, sondern steht grundsätzlich 
jedem Versicherungsnehmer zu. Die Entwicklungsgeschichte, die gegen-
wärtige komplexe und in vielfacher Hinsicht noch ungeklärte Rechtslage 
sowie die wirtschaftlichen und praktischen Probleme des Widerrufs im 
Versicherungsrecht verdienen, zum Gegenstand einer fundierten rechtswis-
senschaftlichen Untersuchung gemacht zu werden. Eine solche liegt mit 
dieser Dissertation vor. 
Die Arbeit stellt umfassend die Grundlagen des Widerrufs im Versiche-
rungsrecht dar, analysiert die einzelnen Elemente der rechtlichen Regelun-
gen und positioniert sich mit überzeugenden Gründen in allen einschlägi-
gen Zweifelsfragen. Im Versicherungsalltag wirft insbesondere die gesetz-
liche Widerrufsfrist (14 Tage, bei Lebens- und Berufsunfähigkeitsversiche-
rungen 30 Tage) erhebliche Probleme auf. Denn der Beginn der Frist ist an 
eine Anzahl von Voraussetzungen geknüpft, die sich zum Teil über eine 
Verweisungskette ergeben (§ 8 Abs. 2 Ziff. 1 i. V. mit § 7 Abs. 1 und 2 
VVG i. V. mit VVG-InfoV) und eine Fülle von unbestimmten Rechtsbe-
griffen enthalten. Sind dem Versicherungsnehmer die hiernach nötigen Un-
terlagen mit den geforderten Informationen und Belehrungen nicht in der 
vorgeschriebenen Form und Frist zugegangen oder weisen sie nicht alle 
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(zum Teil faktisch und rechtlich schwierig zu ermittelnde) Angaben auf, 
beginnt die Widerrufsfrist nicht zu laufen. Die Folge ist das Bestehen eines 
zeitlich unbegrenzten („ewigen“) Widerrufsrecht, das dem Schutzbedürfnis 
des Versicherungsnehmers dadurch Rechnung trägt, indem dessen Ent-
scheidung für den Vertragsschluss solange in der Schwebe bleibt, bis er al-
le für seine Willensbildung relevanten Informationen hat. Es hat aber auch 
eine Disziplinierungsfunktion gegenüber den Unternehmen, ihre Informa-
tionspflichten ernst zu nehmen. Denn die Verletzung der Pflicht, dem Ver-
sicherungsnehmer alle geforderten Unterlagen form- und fristgerecht mit 
allen notwendigen Angaben zur Verfügung zu stellen, stellt ein zeitlich 
unbegrenztes Risiko für den Bestand des Vertrages dar, da sich der Versi-
cherungsnehmer dann auch noch nach Jahr und Tag ohne Angabe von 
Gründen vom Vertrag lösen kann. Ob die mangelhafte Unterlage seinerzeit 
in irgendeiner Weise kausal für seine Entscheidung war, ist ohne Belang. 
Lediglich für Ausnahmefälle wird eine Verwirkung des Widerrufsrechts 
nach den allgemeinen Grundsätzen von Treu und Glauben diskutiert. Auch 
der Autor befürwortet dies mit überzeugenden Gründen. 
Die Rechtsfolgen eines Widerrufs sind in vieler Hinsicht noch umstritten. 
Dies verwundert nicht im Hinblick auf die ausgesprochen komplizierte 
rechtliche Konstruktion und die wirtschaftlichen Auswirkungen eines Wi-
derrufs. Die Arbeit ordnet die Auslegungsfragen und liefert durchwegs 
überzeugende, auch den Bedürfnissen der Praxis gerecht werdende Ant-
worten. Dies gilt etwa für die Ausgestaltung der Hinweise, die Vorausset-
zung dafür sind, dass die Pflicht des Versicherers zur Prämienerstattung 
nach § 9 Satz 1 VVG beschränkt ist, und für die Frage, ob eine konkluden-
te Zustimmung des Versicherungsnehmers zum Beginn des Versicherungs-
schutzes vor Ablauf der Widerrufsfrist genügt. 
Die im dritten Teil der Arbeit dargestellte legislative Entwicklung, die im 
Unionsrecht sowie auf europäischer Konventionsebene im Gange ist, zeigt, 
welche rechtspolitische Dynamik den Verbraucherschutz kennzeichnet und 
in welchem supranationalen Umfeld das versicherungsrechtliche Wider-
rufsrecht steht. Die Ausführungen machen deutlich, dass das erst vor fünf 
Jahren reformierte VVG hierzu wohl noch nicht in allen Punkten das letzte 
Wort gesprochen hat. 
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Das in 26 Thesen gefasste Resümee der Arbeit fasst kompakt die Erkennt-
nisse und Auffassungen des Autors zusammen. Damit wird eine Arbeit ab-
gerundet, die die Diskussion zum Widerruf des Versicherungsvertrages be-
reichert, der praktischen Anwendbarkeit der gesetzlichen Regelung dient, 
höchstrichterlichen Klärungsbedarf aufzeigt und zur Konturierung und 
Entfaltung dieses markanten Rechtsinstituts des Versicherungsrecht und 
damit des Verbraucherschutzes insgesamt beiträgt. 
 

Prof. Dr. Günter Hirsch  
Präsident des Bundesgerichtshofs a. D. 

Versicherungsombudsmann  
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Einleitung 

„Verbraucherschutz/Konsumentenschutz 

[Ist] die Gesamtheit der rechtlichen Vorschriften, die den Verbraucher 
vor Benachteiligungen im Wirtschaftsleben schützen und seine recht-
liche Stellung stärken sollen. Die Gesetze und Vorschriften können 
unterschieden werden in solche, die eine korrekte und möglichst um-
fassende Information des Verbrauchers als Grundlage seiner Kaufent-
scheidungen sichern (z. B. Lebensmittelkennzeichnungsverordnung, 
Preisangabenverordnung), solche, die der Sicherheit und der Gesund-
heit der Verbraucher dienen (z. B. neben dem Lebensmittel- auch das 
Arzneimittelrecht sowie die Produkthaftung und das Produktsicher-
heitsgesetz), und solche, die dem einzelnen Verbraucher in bestimm-
ten Rechtsgeschäften besonderen Schutz gewähren sollen. Dazu gehö-
ren neben dem Recht der allgemeinen Geschäftsbedingungen die im 
BGB und anderen Vorschriften (z. B. über den Reisevertrag) enthalte-
nen Bestimmungen über das Recht des Käufers auf Rücktritt vom 
Vertrag bzw. Widerruf.“1  

Die Reform des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) im Jahre 2008 hat 
zu einschneidenden Veränderungen im Versicherungsrecht geführt. Die 
Reformbemühungen waren insbesondere von der Absicht getragen, die 
Verbraucherrechte zu stärken.2 Dabei galt es, auch europarechtlichen Vor-
gaben Rechnung zu tragen. Leitbild war ein informierter, mündiger und 
umsichtiger Verbraucher,3 der eigenverantwortlich über seine Risikoabsi-
cherung befinden und vor Fehlentscheidungen bewahrt werden soll. Weit-
reichende Informationspflichten, flankiert durch verschärfte Beratungs-
pflichten, bilden eine wesentliche Stütze dieser nunmehr in Gesetz gegos-
senen Idee. 
Ein anderer und im oben genannten Sinne wohl zumindest ebenso wichti-
ger Eckpfeiler des vom Gesetzgeber verfolgten Verbraucherschutzkonzepts 
ist das Lösungsrecht des Versicherungsnehmers vom Versicherungsvertrag 
– das Widerrufsrecht. Wohlgemerkt: Die dem Widerruf eines Versiche-
                                                 
1  Duden Wirtschaft von A bis Z: Grundlagenwissen für Schule und Studium, Beruf und Alltag.  

4. Aufl. Mannheim: Bibliographisches Institut 2009. Lizenzausgabe Bonn: Bundeszentrale für 
politische Bildung 2009 

2  Vgl. Dörner/Ehlers/Pohlmann/Steinmeyer/Schulze Schwienhorst/Langheid (Bd. 105) S. 23, 24 ff. 
3  Vgl. etwa Schmidt-Kessel GPR 2011, 79; ferner Pfeiffer NJW 2011, 1 ff. 
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rungsvertrags zugrunde liegende Idee ist keinesfalls neu. Bereits vor der 
VVG-Reform im Jahr 2008 war sie – je nach Stand der Gesetzgebung – in 
unterschiedlichen Ausprägungen vorhanden. Im Zuge der VVG-Reform 
haben die gesetzlich an unterschiedlichen Stellen verankerten Lösungs-
rechte des Versicherungsnehmers allerdings eine erneute Überarbeitung er-
fahren. In neuem Gewand und ausgestattet mit einer Reihe neuer Funkti-
onsweisen finden sich das Widerrufsrecht sowie dessen Rechtsfolgen 
nunmehr weitestgehend zentral geregelt in den §§ 8 und 9 VVG, mit parti-
ellen Abweichungen in § 152 VVG. Eine wesentliche Säule der den Ver-
braucher schützenden gesetzlichen Vorgaben rückt hierdurch an prominen-
te Stelle. 
Aufgrund des vom Unionsgesetzgeber vorangetriebenen Harmonisierungs-
prozesses im europäischen Recht folgten und folgen die Regelungen des 
Widerrufs sowie dessen Rechtsfolgen keinesfalls mehr nur Vorstellungen 
nationaler Legislativorgane. Gleich mehrere Richtlinien bzw. „Richtlinien-
generationen“ hatte der deutsche Gesetzgeber bei der Ausgestaltung der 
Vorschriften rund um den Widerruf zu berücksichtigen und umzusetzen. 
Wie einige namhafte Quellen in der Literatur konstatieren, sei ihm dies 
nicht immer in vollem Umfang gelungen. So mangelt es auch nicht an Kri-
tik zum neuen Regelwerk, insbesondere zu den Rechtsfolgen des Wider-
rufs.4 Bei aller selbstverständlich gebotenen kritischen Betrachtung der 
neuen Gesetzeslage sollte jedoch nicht aus dem Blick verloren werden, 
welchem komplexen Zielsetzungs- und Vorgabengewirr das neue spezial-
gesetzliche Lösungsrecht und dessen Rechtsfolgen entwachsen sind. Dem 
nationalen Gesetzgeber ist insoweit jedenfalls keine leichte Aufgabe zuge-
fallen. Nach hier vertretener Ansicht – dies sei an dieser Stelle vorwegge-
nommen – wurde sie im Ergebnis weitgehend gut gelöst. Den wohlver-
standenen Interessen aller Beteiligten konnte Rechnung getragen werden. 
Durch interessengerechte Auslegung der Vorgaben lassen sich viele ver-
meintliche Probleme lösen. Die jüngsten Entwicklungen in der Rechtspre-
chung des Gerichtshofs der Europäischen Union (EuGH) dürften diese 
Wertung bestätigen. 
Alles in allem besteht Anlass, die neuen gesetzlichen Vorgaben sowie ihre 
Vorgeschichte näher zu untersuchen. Aufgabe dieser Arbeit soll sein, die 

                                                 
4  Vgl. etwa Dörner/Ehlers/Pohlmann/Steinmeyer/Schulze Schwienhorst/Staudinger (Bd. 105) S. 18; 

dem folgend Wandt/Ganster VersR 2008, 425. 
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Entwicklungsschritte noch einmal vor Augen zu führen und die nationalen 
Regelungen einer rechtsdogmatischen Analyse zu unterziehen, dies jedoch 
nicht, ohne auch Entscheidungen des Unionsgesetzgebers in Frage zu stel-
len. Schwachpunkte sollen aufgedeckt und letztlich praxistauglichen Lö-
sungen zugeführt werden. 
Der erste Teil dieser Arbeit nimmt das Widerrufsrecht in den Blick. Zu-
nächst sollen hier die Entwicklung der im Versicherungsrecht festgeschrie-
benen Lösungsrechte des Versicherungsnehmers dargestellt und bewertet 
werden. Sodann soll die aktuelle Gesetzeslage gewürdigt werden. Um den 
dieser Untersuchung gesetzten Rahmen nicht zu sprengen, werden dabei 
nicht alle Detailfragen beleuchtet; der an Vertiefung Interessierte darf in-
soweit auf bereits vorliegende wertvolle Kommentierungen5 verwiesen 
werden. Gegenstand dieser Untersuchung sollen vielmehr zwei Problembe-
reiche sein, die in hohem Maße umstritten und von immenser Bedeutung 
für die Versicherungspraxis sind: Der Anwendungsbereich des Widerrufs-
rechts und das Problem des sog. „ewigen Widerrufsrechts“. 
Anschließend sollen im zweiten Teil dieser Arbeit die Rechtsfolgen des 
Widerrufs untersucht werden. Auch hierzu finden sich bereits Kommentie-
rungen der gesetzlichen Vorgaben.6 Die hier unternommene Analyse soll 
sie ergänzen – und Vorschläge für zum Teil andere Sichtweisen eröffnen. 
Die Untersuchung soll sich hierzu sowohl mit der Entwicklung der gesetz-
lichen Vorgaben als auch tiefgehend mit ihren einzelnen Voraussetzungen 
beschäftigen. Der mit Beschluss des Bundesrates vom 1. März 2013 verab-
schiedete § 9 Abs. 2 VVG konnte hierbei nicht mehr berücksichtigt wer-
den.7 
Der letzte Teil der Arbeit schließlich widmet sich aktuellen legislativen 
Entschließungen auf europäischer Ebene. Hier sollen prominente Entwick-
lungen wie etwa die Verbraucherrechte-Richtlinie und die Bemühungen 
zum Europäischen Vertragsrecht betrachtet werden. 
                                                 
5  Vgl. aber insb. Armbrüster r+s 2008, 493 ff., sowie Looschelders/Pohlmann/Looschelders/ 

Heinig § 8 Rn. 1 ff.; Prölss/Martin/Prölss § 8 Rn. 1 ff.; Bruck/Möller/Knops § 8 Rn. 1. ff.; 
MünchKommVVG/Eberhardt § 8 Rn. 1 ff.; Schwintowski/Brömmelmeyer/Ebers § 8 Rn. 1 ff.; 
Hk-VVG/Schimikowski § 8 Rn. 1 ff. 

6  Vgl. insb. Wandt/Ganster VersR 2008, 425 ff.; Armbrüster 2008, 493 ff.; sowie Looschelders/ 
Pohlmann/Looschelders/Heinig § 9 Rn. 1 ff.; Prölss/Martin/Prölss § 9 Rn. 1 ff.; Bruck/Möller/ 
Knops § 9 Rn. 1. ff.; MünchKommVVG/Eberhardt § 9 Rn. 1 ff.; Schwintowski/Brömmel-
meyer/Ebers § 9 Rn. 1 ff.; Hk-VVG/Schimikowski § 9 Rn. 1 ff. 

7  Vgl. hierzu BR-Drucks. 78/13; BT-Drucks. 17/12199. 
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1. Teil - Das Widerrufsrecht 

Der erste Teil dieser Arbeit befasst sich mit dem Recht zum Widerruf des 
Versicherungsvertrags. Das VVG regelt ein allgemeines Widerrufsrecht8 
(hierzu unter A.) sowie ein besonderes Widerrufsrecht für Lebens- und Be-
rufsunfähigkeitsversicherungen9 (hierzu unter B.). 

A. Das allgemeine Widerrufsrecht 

Die Novellierung des VVG im Jahre 2008 hat das Gesetz erheblich verän-
dert. Manche Änderungen mögen zu Recht auf breite Kritik stoßen. Begrü-
ßenswert dürfte aber jedenfalls sein, dass das neue VVG mehr denn je ei-
nem klaren und stringenten Aufbau folgt. In insgesamt drei Teilen regelt 
das Gesetz allgemeine Vorgaben (§§ 1 bis 99 VVG), gefolgt von spezifi-
schen Vorgaben für einzelne Versicherungszweige (§§ 100 bis 208 VVG) 
und den Schlussvorschriften (§§ 209 bis nunmehr 216 VVG). Das allge-
meine Widerrufsrecht des Versicherungsnehmers findet sich im ersten, im 
„Allgemeinen Teil“, dort in „Kapitel 1: Vorschriften für alle Versiche-
rungszweige“, dort in „Abschnitt 1: Allgemeine Vorschriften“ und dort in 
§ 8 VVG. Ein prominenter Platz also, für eine Vorschrift, die in Bedeu-
tung, Komplexität und Wirkung kaum überschätzt werden kann.  
Nur wenige Regelungen des neuen VVG dürften im Rahmen ihrer Entste-
hung einer derartigen Fülle unterschiedlicher Einflüsse ausgesetzt gewesen 
sein. Durchaus heterogene Vorstellungen des Unionsgesetzgebers und der 
nationalen Legislative sowie der am Entstehungsprozess beteiligten Inte-
ressenvertreter haben hierzu ihren Teil beigetragen. Diese Entwicklungen 
zu kennen, ist für das richtige Verständnis und für die Auslegung der aktu-
ellen Vorgaben zum Widerrufsrecht von Bedeutung. Sie aufzuzeigen, ist 
Anlass für die Ausführungen zur Entstehungsgeschichte (unter I.). Es fol-
gen Feststellungen zum Sinn und Zweck sowie zur Rechtnatur des Wider-
rufsrechts (unter II.). Auf dieser Grundlage werden anschließend die Prob-
lemfelder „Anwendungsbereich“ und „ewiges Widerrufsrechts“ untersucht 
(unter III.). 

                                                 
8  Hierzu sogleich. 
9  Hierzu ausführlich unter B. 
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I. Entstehungsgeschichte 

Die nationalen spezialgesetzlichen Vorgaben zum Widerruf im Versiche-
rungsrecht haben eine wechselhafte Geschichte. Sie ist stark von legislati-
ven Entschließungen des Unionsgesetzgebers geprägt. Gemeinschaftsrecht-
liche Vorgaben werden im Folgenden daher vorrangig, nationale Entwick-
lungen daran anschließend untersucht. 
Um einen ausschweifenden Anhang zu vermeiden, zugleich aber die not-
wendige Kenntnis der relevanten gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben in ih-
rem Wortlaut sicherzustellen, werden sie in Gänze oder auszugsweise zi-
tiert, soweit dies sinnvoll erscheint. 

1. Gemeinschaftsrechtliche Vorgaben 

Im Versicherungssektor waren und sind eine ganze Reihe legislativer Ent-
schließungen des Unionsgesetzgebers maßgeblich. Für die hier vorge-
nommene Untersuchung sind die folgenden relevant: Die zur Schaden- und 
Lebensversicherung zwischen den Jahren 1973 und 1992 erlassenen drei 
Richtliniengenerationen,10 zudem die Richtlinie 2002/83/EG (sog. Vierte 
Lebensrichtlinie)11 und die Richtlinie 2002/65/EG (die sog. Fernabsatz-
richtlinie für Finanzdienstleistungen),12 beide aus dem Jahr 2002, sowie die 
im Jahr 2009 verabschiedete Richtlinie 2009/138/EG (sog. Solvency II-
Rahmenrichtlinie).13 Die genannten Richtlinien sollen im Folgenden kurz 
beleuchtet und bewertet werden. 

a) Die drei Schadenrichtlinien 

Soweit im Bereich der Schadenversicherung von drei Richtliniengenerati-
onen gesprochen wird, sind die Richtlinie 73/239/EWG (sog. Erste Scha-
                                                 
10  Vgl. hierzu etwa auch Püttgen Europäisiertes Versicherungsvertragsschlussrecht S. 50 ff.; Prölss/ 

Armbrüster DZWIR 1993, 397, 399. 
11  Richtlinie 2002/83/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. November 2002 über 

Lebensversicherungen. 
12  Richtlinie 2002/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. September 2002 

über den Fernabsatz von Finanzdienstleistungen an Verbraucher und zur Änderung der Richtlinie 
90/619/EWG des Rates der Richtlinien 97/7/EG und 98/27/EG. 

13  Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2009 be-
treffend die Aufnahme und Ausübung der Versicherungs- und der Rückversicherungstätigkeit 
(Solvabilität II) (Text von Bedeutung für den EWR). 
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denrichtlinie),14 die Richtlinie 88/357/EWG (sog. Zweite Schadenrichtli-
nie)15 sowie die Richtlinie 92/49/EWG (sog. Dritte Schadenrichtlinie)16 
gemeint. Sie gehen später in der Solvency II-Rahmenrichtlinie auf. 
Die drei Schadenrichtlinien zielten zum einen auf eine Belebung des Bin-
nenmarkts im Bereich der Schadenversicherung. Hierzu sahen sie Rege-
lungen zur Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit vor.17 Zum anderen 
bezweckten sie die Harmonisierung der nationalen Aufsichtssysteme, was 
insbesondere in der Dritten Schadenrichtlinie deutlich wird.18  
Etwaige Vorgaben zum Lösungsrecht des Versicherungsnehmers sucht 
man in den Richtlinienvorgaben vergeblich. Die Artt. 31, 43 der Dritten 
Schadenrichtlinie sehen lediglich einige wenige, eher unbedeutende Infor-
mationspflichten vor, die gegenüber dem Versicherungsnehmer zu erbrin-
gen sind.19 

b) Die vier Lebensrichtlinien 

Im Bereich der Lebensversicherung sind zunächst insgesamt vier Richtli-
nien in den Blick zu nehmen. In die drei erwähnten sog. Richtliniengenera-
tionen einzuordnen, sind die Richtlinie 79/267/EWG (sog. Erste Lebens-
richtlinie)20, die Richtlinie 90/619/EWG (sog. Zweite Lebensrichtlinie)21, 
die Richtlinie 92/96/EWG (sog. Dritte Lebensrichtlinie).22 In einem vierten 

                                                 
14  Richtlinie 73/239/EWG des Rates vom 24. Juli 1973 zur Koordinierung der Rechts- und Verwal-

tungsvorschriften, betreffen die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeit der Direktversicherung 
(mit Ausnahme der Lebensversicherung). 

15  Richtlinie 88/357/EWG des Rates vom 22. Juni 1988 zur Koordinierung der Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften für die Direktversicherung) und zur Erleichterung des freien Dienstleistungs-
verkehrs. 

16  Richtlinie 92/49/EWG des Rates vom 18. Juni 1992 zur Koordinierung der Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften für die Direktversicherung (mit Ausnahme der Lebensversicherung). 

17  Vgl. Püttgen Europäisiertes Versicherungsvertragsschlussrecht S. 50, 51 f. 
18  Hierzu Präve VW 2001, 372; ders. VersR 2001, 133 f.; Püttgen Europäisiertes Versicherungs-

vertragsschlussrecht S. 51 f. 
19  Vgl. auch Wandt Verbraucherinformation S. 3. 
20  Richtlinie 79/267/EWG des Rates vom 5. März 1979 zur Koordinierung der Rechts- und Verwal-

tungsvorschriften über die Aufnahme und Ausübung der Direktversicherung (Lebensversiche-
rung). 

21  Richtlinie 90/619/EWG des Rates vom 8. November 1990 zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften für die Direktversicherung (Lebensversicherung) und zur Erleichterung 
der tatsächlichen Ausübung des freien Dienstleistungsverkehrs. 

22  Richtlinie 92/96/EWG des Rates vom 10. November 1992 zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften für die Direktversicherung (Lebensversicherung). 
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Legislativakt, der bereits genannten Vierten Lebensrichtlinie, hat der Uni-
onsgesetzgeber sie schließlich zusammengefasst und nochmals überarbei-
tet. Wie die Schadenrichtlinien gehen auch die Lebensrichtlinien letztlich 
in der Solvency II-Rahmenrichtlinie auf. 
Mit den vier Lebensrichtlinien verfolgte der Unionsgesetzgeber im Grunde 
dieselben Ziele wie mit den Schadenrichtlinien: Im Kern ging es darum, 
den europäischen Binnenmarkt zu beleben und die nationalen Aufsichts-
systeme anzugleichen.23 
Während die Schadenrichtlinien zu Lösungsrechten des Versicherungs-
nehmers schwiegen, sprachen die Lebensrichtlinien insoweit klare Worte. 
Diese fanden sich erstmals in der Zweiten Lebensrichtlinie: 

Artikel 15 

(1) Jeder Mitgliedstaat schreibt vor, dass der Versicherungsnehmer eines 
individuellen Lebensversicherungsvertrags, der in einem der in Titel 
III genannten Fälle geschlossen wird, von dem Zeitpunkt an, zu dem 
der Versicherungsnehmer davon in Kenntnis gesetzt wird, dass der 
Vertrag geschlossen ist, über eine Frist verfügt, die zwischen 14 und 
30 Tagen betragen kann, um von dem Vertrag zurückzutreten. Die 
Mitteilung des Versicherungsnehmers, dass er vom Vertrag zurück-
tritt, befreit ihn für die Zukunft von allen aus diesem Vertrag resultie-
renden Verpflichtungen. Die übrigen rechtlichen Wirkungen des 
Rücktritts und die dafür erforderlichen Voraussetzungen werden ge-
mäß dem auf den Versicherungsvertrag nach Artikel 4 anwendbaren 
Recht geregelt, insbesondere was die Modalitäten betrifft, nach denen 
der Versicherungsnehmer davon in Kenntnis gesetzt wird, dass der 
Vertrag geschlossen ist. 

(2)  Bei Verträgen mit einer Laufzeit von höchstens sechs Monaten kön-
nen die Mitgliedstaaten von der Anwendung von Absatz 1 absehen. 

Eine Begründung für diese Vorgabe liefert der Unionsgesetzgeber nicht. In 
den Erwägungsgründen führt er insoweit lediglich aus: „Bei im freien 
Dienstleistungsverkehr abgeschlossenen Lebensversicherungen ist dem 
Versicherungsnehmer die Möglichkeit einzuräumen, innerhalb von 14 bis 
30 Tagen von dem Vertrag zurückzutreten.“ 
                                                 
23  Vgl. Präve VW 1999, 1410, 1412; Püttgen Europäisiertes Versicherungsvertragsschlussrecht 

S. 50, 51 f. 
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Die Dritte Lebensrichtlinie greift diese Regelung auf und ändert sie gering-
fügig ab: 

Artikel 30 

(1)  In Artikel 15 Absatz 1 Unter Absatz 1 der Richtlinie 90/619/EWG wer-
den folgende Worte gestrichen: 

"…der in einem der in Titel III genannten Fälle geschlossen wird…". 

(2)  Artikel 15 Absatz 2 der Richtlinie 90/619/EWG erhält folgende Fas-
sung: 

" (2) Bei Verträgen mit einer Laufzeit von höchstens sechs Monaten oder 
wenn der Versicherungsnehmer aufgrund seines Status oder wegen der 
Umstände, unter denen der Vertrag geschlossen wird, dieses besonde-
ren Schutzes nicht bedarf, können die Mitgliedstaaten von der Anwen-
dung von Absatz 1 absehen. Die Mitgliedstaaten legen in ihren Rechts-
vorschriften die Fälle fest, in denen Absatz 1 nicht zur Anwendung ge-
langt." 

Zudem sieht Art. 31 i. V. m. mit Anhang II der Dritten Lebensrichtlinie 
erstmalig eine Informationspflicht über die dem Versicherungsnehmer zur 
Verfügung stehenden Lösungsrechte vor. Interessanterweise unterscheidet 
die Richtlinie hier zwischen Widerruf und Rücktritt: 

Artikel 31 

Vor Abschluss des Versicherungsvertrags sind dem Versicherungsnehmer 
mindestens die in Anhang II Buchstabe A aufgeführten Angaben mitzutei-
len. 

[…] 


